
ANHANG IV
Vergabe von Aufträgen durch den Zuschussempfänger im Rahmen von Maßnahmen der Europäischen Gemeinschaft im Außenbereich

1. Allgemeine Grundsätze
Ist für die Durchführung einer Maßnahme die Vergabe von Aufträgen durch den Zuschussempfänger erforderlich, so muss der Zuschlag im Einklang mit den Grundsätzen der Transparenz und des fairen Wettbewerbs zwischen den potenziellen Auftragnehmern und unter Vermeidung von Interessen​konflikten für das wirtschaftlich günstigste Angebot (das Angebot mit dem besten Verhältnis zwischen Preis und Qualität) erteilt werden.
Zu diesem Zweck muss der Zuschussempfänger vorbehaltlich der Nummer 8 die Regeln der Nummern 2 bis 7 beachten.
Bei einem Verstoß gegen die genannten Regeln kommen die betreffenden Kosten nicht für eine Finanzierung durch die Gemeinschaft in Betracht.
Die Europäische Kommission wird nachträglich kontrollieren, ob der Zuschussempfänger die Regeln beachtet hat.
Die Bestimmungen dieses Anhangs gelten sinngemäß für die von den Partnern des Zuschuss​empfängers zu vergebenden Aufträge.
2. Teilnahmevoraussetzungen
2.1. Staatsangehörigkeitsregel
Die Teilnahme an den vom Zuschussempfänger durchgeführten Ausschreibungsverfahren steht zu gleichen Bedingungen allen natürlichen und juristischen Personen der Mitgliedstaaten und der Staaten und Gebiete der Regionen offen, die in der Haushaltsordnung, in den Verordnungen über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft, in den Basisrechtsakten oder in den sonstigen Rechtsakten über das Programm, aus dem der Zuschuss finanziert wird, ausdrücklich genannt oder zugelassen sind. Die Bieter müssen in ihrem Angebot den Staat angeben, dessen Angehörige sie sind, und den nach dem Recht dieses Staates üblichen Staatangehörigkeitsnachweis vorlegen.
Dies gilt nicht für die Sachverständigen, die von Leistungserbringern vorgeschlagen werden, die an den mit dem Zuschuss finanzierten Ausschreibungen und Dienstleistungsaufträgen teilnehmen.
2.2. Ursprungsregel
Enthalten der Basisrechtsakt oder die sonstigen Rechtsakte über das Programm, aus dem der Zuschuss finanziert wird, Ursprungs​regeln für die vom Zuschussempfänger mit dem Zuschuss erworbenen Waren, so muss der Bieter den Ursprung der Waren angeben. Im Zusammenhang mit diesem Anhang sei der Begriff "Ursprung" in den Artikeln 23 und 24 der Verordnung des Rates (EWG) Nr. 2913/92 vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften und anderen Gemeinschaftsrechtsakten zur Ursprungsregelung bestimmt. Für Ausrüstungsgegenstände und Fahrzeuge, deren Anschaffungs​kosten mehr als 5 000 EUR pro Stück betragen haben, muss der Auftragnehmer dem Zuschuss​empfänger spätestens bei Vorlage der ersten Rechnung ein Ursprungszeugnis vorlegen. Das Ursprungszeugnis muss von den zuständigen Behörden des Ursprungslands der Waren oder des Heimatlands des Lieferers nach Maßgabe der von diesem Land unterzeichneten internationalen Übereinkünfte bzw., falls es sich um einen Mitgliedstaat der Europäischen Union handelt, nach Maßgabe der einschlägigen Rechtsvorschriften der Gemeinschaft ausgestellt sein.
Enthalten die Verordnungen über den Zugang zur Außenhilfe der Gemeinschaft, der Basisrechtsakt oder die sonstigen Rechtsakte über das Programm, aus dem der Zuschuss finanziert wird, keine Ursprungsregeln für die vom Zuschussempfänger mit dem Zuschuss erworbenen Waren, so ist ein bestimmter Ursprung nicht vorgeschrieben und ein Ursprungszeugnis nicht erforderlich.
2.3. Ausnahmen von den Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln
Findet eine Übereinkunft über die Erweiterung des Marktes für die Beschaffung von Waren oder Dienstleistungen Anwendung, so muss die Teilnahme an Aufträgen unter den in dieser Übereinkunft festgelegten Bedingungen auch für Angehörige anderer Staaten offen stehen.
Ferner kann die Europäische Kommission in hinreichend begründeten Ausnahmefällen gestatten, dass unter den besonderen Bedingungen des Basisrechtsakts oder der sonstigen Rechtsakte über das Programm, aus dem der Zuschuss finanziert wird, Angehörige anderer als der unter Nummer 2.1 genannten Staaten an Ausschreibungen teilnehmen (oder Ursprungserzeugnisse dieser Staaten geliefert werden).
2.4. Gründe für den Ausschluss von der Teilnahme an Aufträgen
Von der Teilnahme an einem Ausschreibungsverfahren ausgeschlossen werden Bewerber bzw. Bieter,
1.
die sich in Konkurs oder in Liquidation befinden, deren Angelegenheiten von einem gerichtlich bestellten Verwalter besorgt werden, die einen Vergleich mit ihren Gläubigern geschlossen oder ihre gewerbliche Tätigkeit eingestellt haben, gegen die ein entsprechendes Verfahren eingeleitet worden ist oder die sich aufgrund eines in den Rechtsvorschriften ihres Landes vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer ähnlichen Lage befinden;
2.
die wegen einer in Ausübung ihres Berufes begangenen Straftat rechtskräftig verurteilt sind;
3.
denen mit den vom Zuschussempfänger zu rechtfertigenden Mitteln eine schwere Verletzung der Standespflichten nachgewiesen worden ist;
4.
die ihre Pflicht zur Entrichtung von Sozialabgaben oder Steuern nicht nach Maßgabe der Rechts​vorschriften des Landes ihrer Niederlassung oder des Landes des Zuschussempfängers oder des Landes erfüllt haben, in dem der Auftrag auszuführen ist;
5.
die wegen Betrugs, Korruption, Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung oder sonstigen rechtswidrigen Handlungen zum Nachteil der finanziellen Interessen der Gemeinschaften rechts​kräftig verurteilt sind;
6.
die gegenwärtig einer wirksamen Verwaltungsstrafe nach Abschnitt 2.4.15 des Handbuchs zu Vertragsverfahren für EG Maßnahmen im Außenbereich unterliegen.
Die Bewerber bzw. Bieter müssen bestätigen, dass die genannten Ausschlussgründe auf sie nicht zutreffen.
2.5. Ausschluss von der Auftragsvergabe
Aufträge dürfen nicht an Bewerber bzw. Bieter vergeben werden, die sich während des Ausschreibungsverfahrens
a)
in einem Interessenkonflikt befinden;
b)
bei der Erteilung der vom Zuschussempfänger als Bedingung für ihre Teilnahme am Ausschreibungsverfahren verlangten Auskünfte einer Täuschung schuldig machen oder diese Auskünfte nicht erteilen.
3. Gemeinsame Regeln für alle Ausschreibungsverfahren
Die Ausschreibungsunterlagen müssen nach den international bewährten Methoden abgefasst werden. Falls der Zuschussempfänger nicht über eigene Unterlagen verfügt, kann er die Muster (insbesondere für die Ausschreibungsunterlagen) verwenden, die auf der Website der Europäischen Kommission für Maßnahmen im Außenbereich veröffentlicht sind. Die vom Zuschussempfänger erstellten Ausschreibungsunterlagen werden nicht von der Europäischen Kommission veröffentlicht.
Die Fristen für den Eingang der Teilnahmeanträge und Angebote müssen so bemessen sein, dass die Interessenten genügend Zeit für die Ausarbeitung und Einreichung ihrer Angebote haben.
Alle Teilnahmeanträge und Angebote, die den Anforderungen entsprechen, müssen von einem Wertungsausschuss anhand der vorher bekannt gegebenen Ausschlussgründe und Auswahl- und Zuschlagskriterien geprüft bzw. gewertet und platziert werden. Dieser Ausschuss muss sich aus einer ungeraden Zahl von Mitgliedern (mindestens drei) zusammensetzen, die über alle für die Beurteilung der Angebote erforderlichen Fach- und Verwaltungskenntnisse verfügen.
4. Regeln für Dienstleistungsaufträge
4.1. Aufträge mit einem Wert von 200 000 EUR oder mehr
Dienstleistungsaufträge mit einem Wert von 200 000 EUR oder mehr müssen in einem international bekannt gemachten beschränkten Ausschreibungsverfahren vergeben werden.
Die Bekanntmachung ist in allen geeigneten Medien zu veröffentlichen, insbesondere auf der Website des Zuschussempfängers, in der internationalen Presse, in der Presse des Landes, in dem die Maßnahme durchgeführt wird, oder in Fachzeitschriften. Es ist die Zahl der Bewerber anzugeben, die zur Abgabe eines Angebots aufgefordert werden. Diese Zahl ist mindestens vier und höchstens acht und muss ausreichen, um einen echten Wettbewerb zu gewährleisten.
Alle interessierten Leistungserbringer, die die unter Nummer 2 genannten Voraussetzungen erfüllen, können beantragen, an der Ausschreibung teilzunehmen, aber nur die Bewerber, die die veröffentlichten Auswahlkriterien erfüllen und vom Zuschussempfänger schriftlich dazu aufgefordert werden, können ein Angebot abgeben.
4.2. Aufträge mit einem Wert von weniger als 200 000 EUR
Dienstleistungsaufträge mit einem Wert von weniger als 200 000 EUR müssen im Verfahren der freihändigen Vergabe ohne Veröffentlichung einer Bekanntmachung vergeben werden, in dem sich der Zuschussempfänger mit mindestens drei Leistungserbringern seiner Wahl berät und die Vertrags​bedingungen mit einem oder mehreren von ihnen aushandelt.
Dienstleistungsaufträge mit einem Wert von €5 000  (EEF
*)/€10 000 (Budget
*) oder weniger kann der Zuschussempfänger auf der Grundlage eines einzigen Angebots vergeben.
5. Regeln für Lieferaufträge
5.1. Aufträge mit einem Wert von €150 000  oder mehr
Lieferaufträge mit einem Wert von €150 000  oder mehr müssen in einem international bekannt gemachten offenen Ausschreibungsverfahren vergeben werden.
Die Bekanntmachung ist in allen geeigneten Medien zu veröffentlichen, insbesondere auf der Website des Zuschussempfängers, in der internationalen Presse, in der Presse des Landes, in dem die Maßnahme durchgeführt wird, oder in Fachzeitschriften.
Alle interessierten Lieferer, die die unter Nummer 2 genannten Voraussetzungen erfüllen, können ein Angebot abgeben.
5.2. Aufträge mit einem Wert von €30 000  (EEF*)/€60 000 (Budget)oder mehr, aber weniger als €150 000 
Diese Aufträge werden in einem örtlich bekannt gemachten offenen Ausschreibungsverfahren vergeben: Die Bekanntmachung wird in allen geeigneten Medien veröffentlicht, aber nur in dem Land, in dem die Maßnahme durchgeführt wird.
Bei einer örtlich bekannt gemachten offenen Ausschreibung müssen anderen teilnahmeberechtigten Lieferern die gleichen Möglichkeiten geboten werden wie den örtlichen Unternehmen.
5.3. Aufträge mit einem Wert von weniger als €30 000 (EEF*)/€60 000 (Budget*) 
Lieferaufträge mit einem Wert von weniger als €30 000 (EEF*)/€60 000 (Budget*) müssen im Verfahren der freihändigen Vergabe ohne Veröffentlichung einer Bekanntmachung vergeben werden, in dem sich der Zuschuss​empfänger mit mindestens drei Lieferern seiner Wahl berät und die Vertragsbedingungen mit einem oder mehreren von ihnen aushandelt.
Lieferaufträge mit einem Wert von 5 €5 000 (EEF*)/€10 000 (Budget*)  oder weniger kann der Zuschussempfänger auf der Grundlage eines einzigen Angebots vergeben.
6. Regeln für Bauaufträge
6.1. Aufträge mit einem Wert von €5 000 000  oder mehr
Bauaufträge mit einem Wert von €5 000 000  oder mehr müssen in einem international bekannt gemachten offenen Ausschreibungsverfahren vergeben werden.
Die Bekanntmachung ist in allen geeigneten Medien zu veröffentlichen, insbesondere auf der Website des Zuschussempfängers, in der internationalen Presse, in der Presse des Landes, in dem die Maßnahme durchgeführt wird, oder in Fachzeitschriften.
Alle interessierten Unternehmer, die die unter Nummer 2 genannten Voraussetzungen erfüllen, können ein Angebot abgeben.
6.2. Aufträge mit einem Wert von €300 000  oder mehr, aber weniger als €5 000 000 
Diese Aufträge werden in einem örtlich bekannt gemachten offenen Ausschreibungsverfahren vergeben: Die Bekanntmachung wird in allen geeigneten Medien veröffentlicht, aber nur in dem Land, in dem die Maßnahme durchgeführt wird.

Bei einer örtlich bekannt gemachten offenen Ausschreibung müssen anderen teilnahmeberechtigten Unternehmern die gleichen Möglichkeiten geboten werden wie den örtlichen Unternehmen.
6.3. Aufträge mit einem Wert von weniger als €300 000 
Bauaufträge mit einem Wert von weniger als €300 000  müssen im Verfahren der freihändigen Vergabe ohne Veröffentlichung einer Bekanntmachung vergeben werden, in dem sich der Zuschuss​empfänger mit mindestens drei Unternehmern seiner Wahl berät und die Vertragsbedingungen mit einem oder mehreren von ihnen aushandelt.
Bauaufträge mit einem Wert von €5 000 (EEF*)/€10 000 (Budget*) oder weniger kann der Zuschussempfänger auf der Grundlage eines einzigen Angebots vergeben.
7. Freihändige Vergabe des Auftrags
In den folgenden Fällen kann der Zuschussempfänger den Auftrag auf der Grundlage eines einzigen Angebots freihändig vergeben:
a)
Die Fristen für die unter den Nummern 3 bis 6 vorgesehenen Verfahren können wegen äußerster Dringlichkeit aufgrund von für den Zuschussempfänger nicht vorhersehbaren und ihm nicht zurechenbaren Ereignissen nicht eingehalten werden. Die zur Begründung der äußersten Dringlichkeit angeführten Umstände dürfen nicht dem Zuschussempfänger zuzurechnen sein.
Äußerste Dringlichkeit wird auch als gegeben angesehen, wenn Maßnahmen in von der Europäischen Kommission festgestellten Krisensituationen durchgeführt werden. Die Europäische Kommission unterrichtet den Zuschussempfänger über das Bestehen einer Krisensituation und über ihr Ende.
b)
Die Dienstleistungen, bei denen es sich um Maßnahmen im institutionellen Bereich oder um Hilfe für Einzelne im sozialen Bereich handeln muss, sollen von öffentlichen Stellen, gemeinnützigen Einrichtungen oder Idealvereinen erbracht werden.
c)
Der Auftrag betrifft Maßnahmen zur Verlängerung bereits laufender Maßnahmen, die im Haupt​auftrag nicht enthalten waren, die jedoch aufgrund unvorhergesehener Umstände für die Ausführung des Auftrags erforderlich geworden sind oder die in einer Wiederholung ähnlicher Dienstleistungen bestehen, die von dem Auftragnehmer erbracht werden sollen, der die Dienst​leistungen im Rahmen des ursprünglichen Auftrags erbracht hat.
d)
Es handelt sich um Ergänzungslieferungen, die von dem ursprünglichen Lieferer vorgenommen werden und die entweder zur Teilerneuerung gängiger Waren oder Anlagen oder zur Erweiterung vorhandener Warenbestände oder Anlagen bestimmt sind; ein Wechsel des Lieferers würde den Zuschussempfänger zum Erwerb von Waren mit anderen technischen Merkmalen zwingen, was eine Inkompatibilität oder unverhältnismäßige technische Schwierigkeiten bei Einsatz und Wartung zur Folge hätte.
e)
Es handelt sich um Ergänzungsbauleistungen, die im ursprünglichen Auftrag nicht enthalten waren, die jedoch aufgrund unvorhergesehener Umstände für die Herstellung des Werkes erforderlich geworden sind.
f)
Die Ausschreibung ist ergebnislos geblieben, das heißt, kein Angebot konnte in qualitativer und preislicher Hinsicht überzeugen. In diesem Fall kann der Zuschussempfänger nach Aufhebung des Ausschreibungsverfahrens Verhandlungen mit dem Bieter oder den Bietern seiner Wahl aufnehmen, sofern die ursprünglichen Auftragsbedingungen nicht wesentlich geändert werden.
g)
Der Auftrag schließt an einen Wettbewerb an und muss nach der geltenden Regelung an den Preisträger oder an einen der Preisträger vergeben werden; in diesem Fall sind alle Preisträger zur Teilnahme an den Verhandlungen aufzufordern.
h)
Der Auftrag kann aus technischen Gründen oder aus Gründen, die mit dem Schutz ausschließlicher Rechte zusammenhängen, nur an einen bestimmten Leistungserbringer vergeben werden.
i)
Die Art oder die Besonderheiten der Waren rechtfertigen die freihändige Vergabe, zum Beispiel, wenn die Ausführung des Auftrags den Inhabern von Patenten oder Nutzungslizenzen vorbehalten ist.
j)
Der Auftrag wird an eine Einkaufszentrale humanitärer Organisationen vergeben, die von der zuständigen Dienststelle der Europäischen Kommission als solche anerkannt ist.

k)
Gegenstand des Auftrags ist die Erstellung des Ausgabenprüfungsberichts oder die Leistung der finanziellen Sicherheit, sofern sie nach dem Vertrag erforderlich sind.
l)
bei Aufträgen, die für geheim erklärt worden sind, oder deren Ausführung besondere Sicherheitsmaßnahmen erfordert, oder wenn der Schutz wesentlicher Interessen der Europäischen Union oder des Empfängerlandes es gebieten.

m)
Bei Aufträgen, die den Kauf von auf einer Warenbörse notierten und gekauften Waren betreffen.
n) 
Der Auftrag betrifft den Kauf von Waren, die zu besonders günstigen Bedingungen bei Lieferanten, die ihre Geschäftstätigkeit endgültig einstellen, oder bei Insolvenz/Konkursverwaltern oder Liquidatoren im Rahmen eines Insolvenz/Konkurs-, Vergleichs- oder Ausgleichsverfahrens oder eines in den Rechts- oder Verwaltungsvorschriften eines Mitgliedstaats vorgesehenen gleichartigen Verfahrens erworben werden.
8. Sonderfälle
8.1. Kofinanzierung
Wenn
· die Maßnahme von mehreren Gebern kofinanziert wird und
· einer der Geber, dessen Beitrag zu den Gesamtkosten der Maßnahme größer ist als der der Europäischen Kommission, dem Zuschussempfänger Beschaffungsregeln vorschreibt, die von den Regeln der Nummern 3 bis 7 abweichen,
kann der Zuschussempfänger die von dem anderen Geber vorgeschriebenen Regeln anwenden. Die allgemeinen Grundsätze und die Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln der Nummern 1 und 2 finden in jedem Fall Anwendung.
8.2. Öffentliche Verwaltung der Mitgliedstaaten
Ist der Zuschussempfänger oder ein Partner öffentlicher Auftraggeber im Sinne der Richtlinien der Gemeinschaft über das öffentliche Beschaffungswesen, so haben die einschlägigen Bestimmungen dieser Rechtsakte für ihn Vorrang vor den Regeln der Nummern 3 bis 7. Die allgemeinen Grundsätze und die Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln der Nummern 1 und 2 finden in jedem Fall Anwendung.
8.3. Internationale Organisationen
Ist ein Partner eine internationale Organisation, so wendet er seine eigenen Beschaffungsregeln an, sofern diese Garantien bieten, die den durch die international anerkannten Normen gebotenen Garantien gleichwertig sind. Wendet er diese Regeln nicht an oder liegt ein Sonderfall vor, so vereinbaren die Europäische Kommission und der Zuschussempfänger die Anwendung anderer Beschaffungsverfahren, die diese Garantien bieten. Die allgemeinen Grundsätze und die Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln der Nummer 2 finden in jedem Fall Anwendung.

8.4. Einkaufszentralen
Nimmt der Zuschussempfänger eine Einkaufszentrale als Leistungserbringer in Anspruch, so wählt er sie nach den oben festgelegten Verfahren für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen aus.

Eine Einkaufszentrale im Sinne der Nummer 7 Buchstabe j ist eine gemeinnützige, unabhängige und professionell arbeitende Einrichtung, die auf das technische und kaufmännische Management von Lieferungen spezialisiert ist.
Die Einkaufszentrale wendet die dem Zuschussempfänger vorgeschriebenen Regeln an. Handelt es sich um eine Einkaufszentrale humanitärer Organisationen, die von der zuständigen Dienststelle der Europäischen Kommission als solche anerkannt ist (http://ec.europa.eu/echo/partners/procurement_en.htm), so wendet sie vorbehaltlich der Staatsangehörigkeits- und Ursprungsregeln der Nummer 2 die zum Zeitpunkt ihrer Anerkennung vereinbarten Regeln an.
� Entscheidung C (2007) 2034 verabschiedet von der Europäischen Kommission am 24 Mai 2007


� Anwendbar bei Finanzierung des Zuschussvertrages durch den Europaeischen Entwicklungsfonds;


� Anwendbar bei Finanzierung des Zuschussvertrages durch den allgemeinen Haushalt der EG;
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